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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Schwenke (Nienburg), Engelhard, 
Dr. Böger, Dr. Böhme (Freiburg), Conradi, Enghoim, Gallus, Henke, Krockert, 
Lautenschlager, Frau Meermann, Dr. Schmitt-Vockenhausen, Waltemathe, 

Dr. Wendig, Wolfgramm (Göttingen), Wolfram (Recklinghausen), Wurbs 
und der Fraktionen der SPD, FDP 
- Drucksache 7/4941 - 

betr. Europäisches Denkmalschutzjahr 1975 und „Lage der alten Städte“ 
in der Bundesrepublik Deutschland 


Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau hat mit Schreiben vom 14, April 1976 - RS I - 40 07 24 - 11 - 
namens der Bundesregierung die Kleine Anfrage wie folgt 
beantwortet: 


1. Wie beurteilt die Bundesregierung die Ergebnisse des Euro- 
päischen Denkmalschutzjahres 1975 in der Bundesrepublik 
Deutschland? 

Der Europarat hatte als Hauptziele des Europäischen Denkmal- 
schutzjahres 1975 proklamiert, 

— das Interesse der europäischen Völker für ihr gemeinsames 
architektonisches Erbe zu wecken, 

— die Aufmerksamkeit auf die großen Gefahren zu lenken, 
die diese Kulturgüter bedrohen, 

— die Anwendung der Maßnahmen zu ihrem Schutz zu ge- 
währleisten sowie 

— für einen umfassenden Ensembleschutz zu werben, der die 
Baudenkmäler und Denkmalgruppen in ihrem naturgege- 
benen oder historisch gewachsenen Rahmen berücksichtigt. 

— Die Erhaltung und Wiederbelebung alter Städte, Stadtteile 
und Ortschaften sollte nicht nur beitragen, deren besonde- 
ren Charakter zu bewahren, sondern mithelfen, die mensch- 
lichen Maßstäbe der gebauten Umwelt zu erhalten oder 
wiederzugewinnen, um die Qualität der Lebensbedingun- 
gen zu verbessern. 


Druck: Thenöe Druck KG, 53 Bonn, Tel.: (02221) 23 19 67 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestr. 56, Tel. (02221) 36 35 51 



Drucksache 7/5071 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Die französische Bezeichnung des Europäischen Denkmalschutz- 
jahres 1975 (Annee Europeenne du Patrimonie Architectural 
1975) drückt den Sinn und Zweck des Europäischen Denkmal- 
schutzes 1975 deutlich aus: Nicht nur Denkmalschutz, sondern 
die Erhaltung unseres architektonischen Erbes tut Not. Damit 
wird die städtebauliche Dimension deutlich, in der das An- 
liegen des Europarates zu sehen ist. Es hat sich gezeigt, daß 
die Bewahrung städtebaulich und kulturhistorisch erhaltens- 
werter Bereiche und ihrer Bauwerke in unseren Städten ohne 
Einbindung dieses Anliegens in die Stadtentwicklung und die 
Stadtplanung nicht zu leisten ist. 

Die Kampagne zum Europäischen Denkmalschutzjahr 1975 ist 
eine der erfolgreichsten Aktionen des Europarates. 

In der Bundesrepublik Deutschland hat sie ein großes Echo 
gefunden und eine Grundwelle allgemeinen Interesses der 
Bürger für den Denkmalschutz ausgelöst. Das Bewußtsein der 
Notwendigkeit der Bewahrung erhaltenswerter Bauten und 
Stadtgefüge wurde geweckt und gestärkt. Interdisziplinäre 
Arbeit, die in dieser Weise vor dem Denkmalschutzjahr kaum 
möglich erschien, hat zu zahlreichen Publikationen geführt, die 
wichtige Hinweise und Ratschläge für Maßnahmen auf dem 
Gebiet des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege geben. 
Zusätzliche Mittel für Erhaltungs- und Modernisierungsmaß- 
nahmen an kulturhistorisch, künstlerisch oder städtebaulich 
wertvollen Gebäuden wurden bereitgestellt. 

Die Bundesregierung hat im Rahmen ihrer Möglichkeit die 
Zielsetzungen des Denkmalschutz jahres voll unterstützt und 
gefördert. Sie ist der Auffassung, daß es sich hierbei zugleich 
um wichtige sozial- und gesellschaftspolitische Aufgaben han- 
delt, die nicht nur Gegenstand einer einzelnen Kampagne blei- 
ben können und weiterer Aufmerksamkeit bedürfen. 


2. Hält die Bundesregierung eine Fortsetzung der Arbeit des Deut- 
schen Nationalkomitees für das Europäischen Denkmalschutzjahr 
über das Jahr 1975 hinaus für erforderlich? Welchen institutio- 
nellen Rahmen hält sie dafür für am besten geeignet, nachdem 
mehrere Vorschläge gemacht wurden? 

Auf internationaler Ebene ist mehrfach darauf hingewiesen 
worden, daß die besonderen Probleme des Denkmalschutzes und 
die Erhaltung und Wiederbelebung der „Alten Städte" nicht 
nur Gegenstand einer einzelnen Kampagne bleiben dürfen. So- 
wohl der Generalsekretär des Europarates als auch der Präsi- 
dent des Internationalen Organisationskomitees für das Euro- 
päische Denkmalschutzjahr haben die Mitgliedstaaten des 
Europarates aufgerufen, dafür zu sorgen, daß das durch die 
europäische Kampagne geweckte Interesse durch geeignete 
Organe, und zwar nach Möglichkeit durch die bereits bestehen- 
den Nationalkomitees, wachgehalten und verstärkt wird. Zu- 
gleich soll der internationale Informationsaustausch weiterhin 
gesichert werden. 
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Der Präsident des Ministerkomitees des Europarates, Bundes- 
außenminister Genscher, hat auf eine entsprechende Frage in 
der Parlamentarischen Versammlung des Europarates zuge- 
sagt, daß das Ministerkomitee die Regierungen der Mitglied- 
staaten ebenfalls zur Fortführung dieser Aktivitäten auffor- 
dern wird. 

Das Deutsche Nationalkomitee für das Europäische Denkmal- 
schutzjahr hat sich in besonders wirksamer Weise als wesent- 
liche Antriebskraft für die vielfältigen Initiativen und Aktivi- 
täten der Denkmalschutzkampagne erwiesen. Nach Abschluß 
der ihm obliegenden wesentlichen Aufgaben wickelt es zur 
Zeit noch einige begonnene Vorhaben ab, so z. B. das Europa- 
rat-Symposion Nr. 4 „Großstädte im Wandel - eine Zukunft 
für ihre Vergangenheit?" vom 26. bis 29. April 1976 in Berlin, 
das auf Anregung und mit Unterstützung des Deutschen Natio- 
nalkomitees durchgeführt wird. 

Die im Nationalkomitee gesammelten Erfahrungen und die in 
vertrauensvoller Zusammenarbeit gewonnenen guten Kontakte 
insbesondere zwischen Bund, Ländern und kommunalen Spit- 
zenverbänden lassen es als wünschenswert erscheinen, auch 
zukünftig einen kontinuierlichen Gedankenaustausch auf dem 
Gebiete des Denkmalschutzes, der Denkmalpflege und der er- 
haltenen Stadterneuerung sicherzustellen. Die jeweiligen Zu- 
ständigkeiten der Gebietskörperschaften bleiben dabei unan- 
getastet. 

Die Bundesregierung wird sich der Angelegenheit annehmen. 
Sie ist zuversichtlich, gemeinsam mit den Ländern und kom- 
munalen Spitzenverbänden einen Weg zu finden, der eine An- 
regung und wirkungsvolle Koordinierung von Maßnahmen auf 
dem Gebiete des Denkmalschutzes, der Denkmalpflege und der 
erhaltenden Stadterneuerung ermöglicht. 


3. Welche Maßnahmen hält die Bundesregierung für geeignet, die 
Probleme der „Alten Städte'' über das Europäische Denkmal- 
schutzjahr hinaus in der Öffentlichkeit zu verdeutlichen? 

Wie bereits in den Antworten zu Frage 1 und 2 gesagt, müssen 

die Probleme der „Alten Städte" weiter verdeutlicht werden. 

Außer der Weiterführung der vom Deutschen Nationalkomitee 

in den Blickpunkt der Öffentlichkeit gerückten Arbeit sollen 

hierzu Forschungsaufträge wie 

— „Definition und Abgrenzung von Erhaltungsbereichen und 
deren Weiterentwicklung im Rahmen unterschiedlicher 
Gemeindetypen" , 

— „Kooperatives Gestalten städtebaulicher Maßnahmen unter 
Mitwirkung Bildender Künstler" , 

— „Der Erhaltungsgedanke im Städtebau als Anlaß zur Über- 
prüfung stadtgestalterischer Zielvorstellungen für Bauleit- 
pläne (Stadterhaltung und Stadtgestalt) " 

und der Wettbewerb 

— „Denkmalschutz im Städtebau", 
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der in Zusammenarbeit mit den Bundesländern '•durchgeführt 
wird, beitragen. Insbesondere der Wettbewerb soll den Erhab 
tungsgedanken im Städtebau erneut in das öffentliche Bewußt- 
sein rücken und allen Gemeinden Gelegenheit geben, ihre Be- 
mühungen auf diesem Gebiet nach außen sichtbar zu machen 
und Beispiele zu geben. Die Ergebnisse dieser Arbeiten und 
des Wettbewerbs sollen in anschaulicher Weise veröffentlicht 
werden, um so die öffentliche Diskussion dieser Probleme nicht 
verstummen zu lassen. Wünschenswert wäre es, wenn sich 
Presse, Funk und Fernsehen ebenfalls weiter dieser besonde- 
ren Problematik annähmen. 


4. Im vergangenen Jahr des Denkmalschutzes haben sich Bürger- 
initiativen mit unterschiedlichem Erfolg für städtebauliche Erhal- 
tungsprojekte engagiert: 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, eine stärkere 
Mitwirkung der betroffenen Bürger und der breiten öffentlich- 
keit an entsprechenden Maßnahmen zu gewährleisten? 

Die Bundesregierung hat mit Genugtuung das Engagement 
zahlreicher bürgerschaftlicher Gruppen in vielen Orten der 
Bundesrepublik für die Erhaltung kulturhistorischer und städte- 
baulich bedeutsamer Bauten und ganzer Stadtbereiche gesehen 
und ist bemüht, das Interesse der Bürger an der Erhaltung ihrer 
gebauten Umwelt auch gesetzlich abzustützen. 

Der am 12. März 1976 vom Bundestag beschlossene Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Bundesbaugesetzes trägt in 
seinem neuen § 2 a Abs. 2 dem gewachsenen Interesse der Bür- 
ger an ihren Städten durch eine sehr weitgehende Beteiligung 
an der Bauleitplanung ihrer Gemeinde Rechnung. Danach hat 
die Gemeinde die allgemeinen Ziele, Zwecke und Auswirkun- 
gen der Planung in der Gemeinde öffentlich darzulegen. Die da- 
bei vorgesehene Erörterung wird zukünftig einen festen Rah- 
men für die Bemühungen einzelner Bürger und von Gruppen 
abgeben, die dem Erhaltungsgedanken bei der baulichen Ent- 
wicklung ihrer Gemeinde Geltung verschaffen wollen. 


5. Wie beurteilt die Bundesregierung die bisher erkennbaren 
Ergebnisse des Bau- und Investitionsprogramms vom 27. August 
1975 im Hinblick auf eine verstärkte Inanspruchnahme dieser 
Mittel für kommunale Erhaltungsmaßnahmen? 


Das Bau- und Investitionsprogramm der Bundesregierung vom 
27. August 1975 hat auch für die Erhaltung erhaltenswerter Bau- 
substanz erhebliche Erfolge gebracht; 

Im Rahmen des Sonderprogramms Stadtsanierung haben Bund 
und Länder insgesamt 580 Mio DM für bauliche Investitionen 
bei städtebaulichen Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen 
bereitgestellt. Eine Auswertung des Sonderprogramms hat er- 
geben, daß vor allem der Aus- und Umbau erhaltenswerter 
Gebäude gefördert worden ist. Von insgesamt 660 Vorhaben 
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entfielen 352, also mehr als die Hälfte, auf solche Erhaltungs- 
maßnahmen. 

Auch in dem Sonderprogramm des Bundeswirtschaftsministe- 
riums zur Förderung der kommunalen Inftrastruktur lag auf der 
Förderung des Aus- und Umbaues erhaltenswerter kommunaler 
Gebäude von kultureller, geschichtlicher oder städtebaulicher 
Bedeutung ein besonderes Schwergewicht. Es wurden insgesamt 
153 solche Maßnahmen mit einem Betrag von 53,9 Mio DM ge- 
fördert. 

Weiter wurden auch im Rahmen des Sonderprogramms „Woh- 
nungsmodernisierung" Wohngebäude von städtebaulicher, ins- 
besondere geschichtlicher oder künstlerischer Bedeutung nicht 
mit 15 Vo wie im Normalfall, sondern mit 30 Vo der eingesetzten 
Kosten gefördert, über die Anzahl der geförderten Objekte sind 
der Bundesregierung konkrete Zahlen nicht bekannt. 

Zusätzlich wurden 3,2 Mio DM vom Bund zur Erhaltung und 
zum Wiederaufbau von Baudenkmälern mit besonderer natio- 
naler und kultureller Bedeutung zur Verfügung gestellt. Mit 
Hilfe dieser Mittel wurde z. B. zur Erhaltung und zum Wieder- 
aufbau des Reichssaales in Regensburg, des St. Petridoms in 
Bremen, des Limburger Doms und der Kaiserpfalz in Paderborn 
beigetragen. 


6. Maßnahmen zur Stadterhaltung sind in der Regel nur in enger 
Zusammenarbeit von Bund, Ländern und Gemeinden zu ver- 
wirklichen: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die bisherigen Ergebnisse 
dieser Zusammenarbeit, und welche Möglichkeiten erkennt sie, 
um eine solche Kooperation gegebenenfalls noch zu verbessern? 

Es ist richtig, daß Stadterhaltung nur in sinnvoller und enger 
Zusammenarbeit zwischen Bund, Ländern und Gemeinden zu 
verwirklichen ist. 

Schon bei der Gesetzgebungsarbeit zum Städtebauförderungs- 
gesetz und auch bei der Änderung des Bundesbaugesetzes hat 
die Bundesregierung immer besonderen Wert darauf gelegt, die 
Länder und auch die Gemeinden als die Betroffenen intensiv an 
allen Phasen der Erstellung der Gesetzentwürfe zu beteiligen. 

Im Rahmen der Durchführung des Städtebauförderungsgesetzes 
wird das Bundesprogramm nach § 72 StBauFG in enger Zusam- 
menarbeit mit den Ländern erstellt. Die erheblichen Mittel für 
diese Progr amm e - seit 1971 1,1 Mrd. DM an Bundesmitteln - 
sind in einem nicht unerheblichen Teil für Erhaltungs- und 
Modernisierungsmaßnahmen eingesetzt worden. 

Auch im Wohnungssektor verfolgt das gemeinsame Bund-Län- 
der-Modernisierungsprogramm das Ziel, die Mittel konzentriert 
auf die Förderung älterer erhaltenswerter Wohngebiete zu len- 
ken, die als Modernisierungsschwerpunkte von den Gemeinden 
abgegrenzt und von den Ländern festgelegt werden. Seit 1974 
haben Bund und Länder - ohne Berücksichtigung der Konjunk- 
turprogramme - je 440 Mio DM hierfür bereitgestellt. 
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Schließlich ist die Zusammenarbeit zwischen Bund, Ländern und 
Gemeinden und fach- und sachkundigen Einzelpersonen im 
„Deutschen Rat für Stadtentwicklung" institutionalisiert (§ 89 
StBauFG). Hervorzuheben ist seine Empfehlung zur Bewahrung 
städtebaulich erhaltenswerter Bausubstanz. 

All diese Bemühungen werden zielstrebig fortgeführt werden 
müssen. Die Bundesregierung wird das Ihrige dazu beitragen. 


7. In ihrem 2. Städtebaubericht (Drucksache 7/3583) hebt die Bun- 
desregierung die Erhaltungsaufgaben im Städtebau hervor. Ist 
die Bundesregierung der Auffassung, daß das Ziel der Stadter- 
haltung künftig stärker als bisher gefördert werden sollte? Und 
welche Maßnahmen hält sie dafür für geeignet? 

Die Aufstellung und Durchsetzung städtebaulicher Konzeptio- 
nen ist nach unserer Verfassungsordnung in erster Linie Auf- 
gabe der Gemeinden, denen die Planungshoheit für die Bauleit- 
planung und für ihre gesamte städtebauliche Entwicklung zu- 
steht. Durch die schwerpunktmäßige Darstellung der Erhal- 
tungsaufgaben im Städtebaubericht 1975 hat die Bundesregie- 
rung zum Ausdruck gebracht, daß das Ziel der Stadterhaltung 
an Bedeutung gewonnen hat. Dementsprechend stehen auch für 
die Bundesregierung Gesichtspunkte der Stadterhaltung künftig 
mehr als bisher im Vordergrund ihrer Arbeit. 

Die Bundesregierung hat im Rahmen ihrer Zuständigkeit für das 
Recht des Städtebaues in dem vom Bundestag am 12. März 1976 
beschlossenen Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bun- 
desbaugesetzes Bestimmungen vorgesehen, die zur Sicherung 
erhaltenswerter Bausubstanz wesentlich beitragen werden. So 
sind in Zukunft nach § 1 Abs. 5 BBauG bei der Bauleitplanung 
die erhaltenswerten Ortsteile, Bauten, Straßen und Plätze von 
geschichtlicher, künstlerischer oder städtebaulicher Bedeutung 
besonders zu berücksichtigen. Modernisierungs- und Instand- 
setzungsgebote und die Einführung einer Genehmigungspflicht 
für den Abbruch von Bauwerken in Erhaltungsgebieten (§§ 39 e 
und 39 h der Bundesbaugesetznovelle) sowie ein spezielles, nur 
der Erhaltung gefährdeter alter Bausubstanz dienendes Vor- 
kaufsrecht der Gemeinde (§ 24 a der Novelle zum Bundesbau- 
gesetz) sind vorgesehen. Außerdem erhält § 34 BBauG eine 
neue Fassung, nach der beim Bauen im nicht überplanten Innen- 
bereich auf die Umgebung, insbesondere auf das Ortsbild, mehr 
Rücksicht genommen werden muß als bisher. 

Die Bundesregierung beabsichtigt auch weiterhin, im Rahmen 
ihrer Zuständigkeit für die Städtebauförderung und die Woh- 
nungsmodemisierung sowie für die Studien- und Modellvor- 
haben den Erhaltungsgedanken tatkräftig zu unterstützen. 


8. Die Bundesregierung hat den Entwurf des Bundesrates für ein 
„Gesetz zur Erhaltung und Modernisierung kulturhistorisch und 
städtebaulich wertvoller Gebäude" (Drucksache 7/2552) im Prin- 
zip positiv beurteilt. 
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Ist die Bundesregierung bereit, und wenn ja, unter welchen 
Voraussetzungen, sich dazu einzusetzen, daß ein Gesetz solcher 
Zielsetzung baldmöglichst verabschiedet werden kann? 

Die Bundesregierung hat schon 1974 in ihrer Stellungnahme zu 
dem Gesetzentwurf die Auffassung vertreten, daß die hier an- 
gestrebte Ausweitung bereits vorhandener Steuervergünstigun- 
gen unter im einzelnen genannten Voraussetzungen geeignet 
sein kann, zur Bewältigung der besonderen Schwierigkeiten bei- 
zutragen, denen sich Städte und Gemeinden mit entsprechendem 
Baubestand gegenübersehen. 

Die Entscheidung über den Gesetzentwurf obliegt allein dem 
Gesetzgeber. Die beiden mit dem Gesetzentwurf befaßten Bun- 
destagsausschüsse hatten die Bundesregierung gebeten, zusam- 
men mit den Ländern, den kommunalen Spitzenverbänden und 
dem Deutschen Nationalkomitee die nach dem Gesetzentwurf in 
Frage kommenden Gebiete und Gebäude näher zu bestimmen 
und die zu erwartenden Steuerausfälle genauer zu quantifizie- 
ren als bereits geschehen. 

Nach Auffassung des Finanzausschusses des Deutschen Bundes- 
tages sind die bisher vorgelegten Stellungnahmen der Länder 
noch nicht geeignet, dem Gesetzgeber eine sichere Vorstellung 
über die möglichen Auswirkungen des Gesetzentwurfs, insbe- 
sondere die mit ihm verbundenen Steuermindereinnahmen zu 
geben. Die Länder sind erneut gebeten worden, präzise Zahlen- 
angaben auf der Grundlage eines eingeschränkten Gesetzent- 
wurfs vorzulegen. Damit steht zu erwarten, daß sich der Bun- 
desgesetzgeber der Auffassung der Bundesregierung anschließt, 
wonach die finanziellen Belastungen des Gesetzentwurfs für die 
öffentlichen Haushalte tragbar sein müssen. 

Die Bundesregierung wird im Rahmen ihrer Möglichkeit daran 
mitwirken, daß die von den Ländern erbetenen Zahlen so 
schnell wie möglich vorgelegt und denkbare Mißbrauchsmög- 
lichkeiten durch praktikable Regelungen unterbunden werden. 
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